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Flughäfen als
Einfallstor
Leben in Zeiten der Pandemie: „Ein
Land in Quarantäne“, FR-Politik v. 17.3.

Die Corona-Krise schränkt das
öffentliche Leben weiter ein: Es
gilt eine weltweite Reisewar-
nung. Im Kampf gegen das Co-
ronavirus hat die deutsche Re-
gierung entschieden, wieder
Grenzkontrollen einzuführen.
Genervte Autofahrer, kilometer-
lange Staus: So sieht es an vielen
Grenzübergängen aus. Das Rote
Kreuz hat Kontrollpunkte aufge-
baut, um bei Einreisenden die
Temperatur zu messen.

Insgesamt seien noch 100000
deutsche Urlaubsreisende unter-
wegs, Botschaften rufen zur vor-
zeitigen Heimkehr auf. So lan-
den auch jetzt noch auf
Deutschlands Flughäfen zahlrei-
che Maschinen aus Ländern, in
denen die Infektionsrate beson-
ders hoch ist. Bisher mussten
Reisende aus Gebieten mit Coro-
na-Risiko an den deutschen
Flughäfen lediglich Karten mit
Kontaktdaten ausfüllen. Was ist
mit den 100000 Urlaubern, sind
die alle virusfrei? Unsere Flug-
häfen sind ein offenes Tor für
den Corona-Virus.

Josef Karl, Kelsterbach

Die Krise offenbart, was

alles verschleppt wurde

Alle machen Homeoffice? Wie
das? Bei den meisten Firmen gar
nicht. Es fehlt die erforderliche
Infrastruktur von Hardware und
Software. Es fehlen außerhalb
der Zentren die Glasfaserkabel,
die Masten, um deren Standorte
und die Nutzung durch mehrere
Anbieter noch gefeilscht wird.
Jahrelang wurde gestritten um
Ausschreibung und Zulassung
der Frequenzen und Anbieter. Zu
den Schulen. Dasselbe Dilemma.
Meist kein Internet, kein WLAN,
keine Tablets. Keine entspre-
chende Fortbildung für die Leh-
rer, keine darauf zugeschnitte-
nen Lehrpläne usw. Das Finanz-
amt erkennt die Beschaffung von
Tablets, PC usw. der Lehrer bei
der Einkommensteuer nicht an.

Jetzt die Schulen, die Kinder-
gärten geschlossen? Mehr als die
Hälfte der Eltern arbeitet. Also
Teilbesetzung der Klassen – Ge-
fahrenpotenzial wie zuvor.

Gesundheitskarte: Jetzt
bräuchten wir sie! Der gesamte
gesundheitliche Lebenslauf eines
Patienten samt aller Behand-
lungsverläufe, Medikamente, Ärz-
te, Krankenhäuser usw. ist sofort
übertragbar. Die Anamnese steht.
Sie wird derzeit von einem Arzt
bei der Aufnahme erhoben. Eine
halbe Stunde wird ärztliche Tä-
tigkeit verbraten. Nicht auszu-
denken in der derzeitigen Krise.

Einkäufe per Karte oder
Handy: Verschleppt von Politik
und Handel sowie uns, dem Ver-
braucher. Banken, Sparkassen
bieten es an. In der Zeit höchster
Virusgefahr stehen wir dicht an
dicht in der Schlange im Super-
markt. Das Verkaufspersonal
wird auch durch Zeitaufwand
und Bezahlvorgang zusätzlich
gefährdet. Es könnte ökonomi-
scher eingesetzt werden.

Packen wir es an – gegebe-
nenfalls bei der nächsten Wahl.

Werner Junghans, Frankfurt

Diskussion: frblog.de/homeoffice-01

Die Natur wehrt sich gegen den Menschen
Zu: „Ans Klima denken“ und „Keine aktive Klimapolitik“, FR-Meinung vom 16. und 17. März

Die ganze Wirtschaft

muss nachhaltiger werden

Joachim Wille spricht mir mit
seinen Argumenten zum The-
menkomplex Corona/Klima aus
der Seele. Tatsächlich zeigt die
Politik, dass sie handeln kann
und auch vor großen Geldsum-
men nicht zurückschreckt. Er
zeigt aber auch die Gefahren auf,
die drohen, wenn nun nur noch
das Virus und die drohenden
Gefahren für die Wirtschaft ins
Blickfeld genommen werden.

Es wird vermutlich erst ein-
mal nicht möglich sein, die Poli-
tik durch Großdemos ständig an
den dringenden (!) Handlungs-
bedarf zu erinnern, um die rapi-
de voranschreitende Klimaer-
wärmung zu bremsen. Es bleibt
zu hoffen, dass die jungen Leute
von „Fridays for Future“ kreative
Modelle entwickeln, die die Sin-
ne für diese Brisanz wachhalten
und die Politik weiter daran er-
innern, dass da noch ein gewal-
tiges Problem darauf wartet, ge-
löst zu werden.

Natürlich muss das Arbeits-
platzangebot gesichert werden.
Wenn nun große Konjunkturpa-
kete aufgelegt werden, ist es aber
zwingend erforderlich, die Ziel-
richtung klar vorzugeben. Die
ganze Wirtschaft muss nachhal-
tiger werden. Wie sich die Poli-
tik bei ihren zum Teil unpopulä-
ren Entscheidungen und Be-
schlüssen im Zusammenhang
mit dem Corona-Virus auf die
Wissenschaft beruft, muss sie
auch bereit sein, in Fragen der
Umstellung unserer Energiever-
sorgung die Erkenntnisse der
Wissenschaft ernst zu nehmen
und Ratschläge anzunehmen.

Um mittel- bis langfristig
ausreichende und kontinuierlich
Mittel für Investitionen in eine
kohlenstofffreie Energieversor-
gung verfügbar zu haben, ist es
dringend erforderlich, zeitnah
einen Bundes-Investitionsfond
einzurichten. Ein Fonds, der un-

ter anderem in eine nachhaltig
ausgerichtete Infrastruktur in-
vestiert, dessen Ausrichtung klar
definiert und transparent ist und
der vom Bundeshaushalt und
der Tagespolitik unabhängig ist.

Idealerweise wäre ein sol-
cher Fonds paritätisch kontrol-
liert. Mehrheitlich Bürgerinnen
und Bürger als Anleger, zusätz-
lich Gewerkschafts- und Arbeit-
gebervertreter, Wissenschaftler
und Politiker aus Kommunen,
Land und Bund achten darauf,
dass Investitionen sozial, ökolo-
gisch, aber auch ökonomisch
wirkungsvoll erfolgen.

Heute, bei sinkenden Börsenkur-
sen und null Prozent Sparzins
gibt es bestimmt genug Interes-
senten, die auch bei einer nur
moderaten Rendite in einen sol-
chen Fonds investieren würden.
Statt notwendige zukunftsorien-
tierte staatliche Investitionen
auszusetzen oder gar zu privati-
sieren, sollten Bürgerinnen und
Bürger selbst Gesellschafter wer-
den und somit auch an Erträgen
teilhaben. Gerhard Schuster, Kriftel

Coronavirus erzwingt

Verhaltensänderungen

Ein Gedanke, der mich schon
seit Jahren umtreibt: Irgendwann
wird sich die Natur gegen den
Menschen, seinen Umgang mit
eben dieser Natur zur Wehr set-
zen. Nach all den Infektions-
krankheiten der letzten Jahr-
zehnte (HIV, Ebola, Zika), die ja
ach so weit weg von uns waren,
hat es nun durch das Corona-Vi-
rus die westliche, industrialisier-
te, „zivilisierte“ Welt erwischt. In
der März-Ausgabe von „Le Mon-
de diplomatique“ gibt es dazu
den lesenswerten Artikel „Woher
kommt das Coronavirus?“ Seine

Aussage lautet im Kern, dass wir
durch unsere Vernichtung natür-
licher Lebensräume den Wildtie-
ren eben diesen Raum nahmen
und immer noch nehmen, wes-
halb diese Tiere dann näher an
uns heranrücken und somit eine
Übertragung von Viren auf den
Menschen möglich wird.

Ich bin mitnichten der Mei-
nung, dass die sogenannte Über-
bevölkerung das Problem ist.
Problematisch ist, dass zuneh-
mend mehr und mehr unser
westlicher Lebensstil, unsere
westliche Lebensweise um sich
greifen und dass dies mit dem
Planeten nicht vereinbar ist.

Der Hinweis, wir sollten
doch alle unser Sozialverhalten
an die derzeitige Situation an-
passen – so wichtig und richtig
das sein mag – ist scheinheilig.
Neben den oben genannten
Krankheiten gibt es seit Jahr-
zehnten Anlässe, Ursachen, wel-
che einen entsprechenden Ap-
pell längst überfällig machten:
Klimawandel, Schwund an Ar-
tenvielfalt, Raubbau an den Bö-
den, Verseuchung des Wassers,
Luftverschmutzung ...

Durch die rasante Verbrei-
tung der Corona-Viren werden
wir nun zumindest kurz- oder
auch längerfristig zum Innehal-
ten gezwungen. Ob sich daraus
auch die zwingend notwendigen
Änderungen in unserem Le-
bensstil ergeben? Daran habe
ich Zweifel. Nachdem der Ur-
sprung in China verortet wurde
und wir wohl einen Impfstoff
bekommen werden, wird zu-
mindest ein Großteil unserer
Gesellschaft wieder zu den ge-
wohnten Lebensstilen zurück-
kehren, richtig „Gas geben“.

Vielleicht ist ja die Mehrheit
der Menschen gar nicht in der
Lage - nicht nur intellektuell -,
eine Wahrnehmung der Um-
weltfrevel zu entwickeln!?

Otto Gebhardt, Frankfurt

Diskussion: frblog.de/klimaziele-2
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Eine Klimapolitik, die nicht handelt, ist absurd
Besuch bei Ursula von der Leyen: „Thunberg beklagt Kapitulation“, FR-Wirtschaft vom 5. März

Der wissenschaftliche Konsens
zur Klimakrise ist allgemein be-
kannt: Das weltweite Restbudget
an CO2-Emissionen, um das Ziel
der Begrenzung der globalen Er-
wärmung auf 1,5-Grad zu errei-
chen, reicht noch etwa acht Jah-
re. (Basis: Tabelle 2.2, Kapitel 2
des IPCC-Sonderbericht „Globale
Erwärmung“ von 2018). Die Per-
mafrostböden tauen viel schnel-
ler als noch 2018 angenommen.
Nach der Tabelle sind daher vom
Restbudget zusätzlich 100 GT ab-
zuziehen; verbleiben sechsein-
halb Jahre. Die Tabelle rechnet
mit maximal 66 Prozent Wahr-
scheinlichkeit, das angegebene
Ziel zu erreichen. Das bedeutet,
dass mit 33 Prozent Wahrschein-
lichkeit die Klimakipppunkte
überschritten werden. Wie trotz
weiterer Erwärmung die viel
schneller als prognostiziert fort-
schreitenden Prozesse wie Koral-
lenbleiche, globale Eisschmelze
oder Auftauen der Permafrostbö-
den zum Stillstand kommen soll,

ist mir ein Rätsel. Das 33-Pro-
zent-Szenario dürfte sich leider
als zutreffend erweisen.

Ein globaler Kampf gegen
die Klimakrise wird ohne Kli-
magerechtigkeit nicht gehen: Al-
le Menschen haben das gleiche
Recht auf die Atmosphäre (Mer-
kel), das kumulative CO2-Budget
der alten Industriestaaten muss
berücksichtigt werden, ebenso
dass die global zehn Prozent
reichsten Menschen 50 Prozent
der Treibhausgasemissionen ver-
ursachen. Wenn der Meeresspie-
gel bei 1,5-Grad um zehn Meter
ansteigt, aber dafür 10000 Jahre
braucht, bei zwei Grad 1000 Jah-
re, wie schnell steigt er bei vier
oder mehr Grad Erwärmung an,
was wir bis 2100 erreicht haben
könnten?

Jede vermeidbare Tonne CO2,
die heute emittiert wird, produ-
ziert vermeidbares Leid. Eine
Klimapolitik, die auf Ziele für
2050 oder 2030 verweist, aber
nicht handelt, ist absurd, Aus-

druck von Politiker*innen, de-
nen es einerseits darum geht,
ohne große Probleme ihre Legis-
latur zu verwalten, und die ande-
rerseits dem Druck der Groß-
konzerne nachgeben. Wer, wenn
nicht die Fossil- und Atomindus-
trie, könnte hinter dem absurden
Stillstand des Ausbaus der er-
neuerbaren Energien stecken, in
dem Moment, in dem sich der
Ausbau vervielfachen müsste?

Greta Thunberg sagt all das,
sie ist großartig. Aber dass diese
Politik eine Siebzehnjährige ein-
lädt, der Stimme der Wissen-
schaft Gehör zu verschaffen, ist
eher eine Schmierenkomödie,
die Handeln vorgaukelt. Diese
Politik hat die notwendige „Gro-
ße Transformation“ (Wissen-
schaftlicher Beirat der Bundesre-
gierung) nie ernsthaft in Erwä-
gung gezogen. Greta sollte ihre
bewundernswerte Kraft den
Menschen auf der Straße wid-
men. Nur von dort wird Rettung
kommen. Karl Höhn, Frankfurt

Was für eine
Erkenntnis!
Zu: „Einwegprodukte unsexy machen“,
FR-Wirtschaft vom 12. März

Es ist schon erstaunlich, was un-
sere Politiker alles so entdecken!
Seit einigen Monaten wird die
Clan-Kriminalität festgestellt
und verstärkt bekämpft. Das ha-
ben Bürger sich schon vor 30
Jahren gewünscht! Dann kommt
der Dieselskandal und die not-
wendigen Eingriffe! Und jetzt
hat man festgestellt, dass frei
entsorgte Zigarettenkippen
sanktioniert werden, weil die ja
giftig sind!

Hoppla, das ist ja wieder eine
entscheidende Erkenntnis. Er-
staunlich ist, dass man weiß,
wie schädlich das Rauchen ist!
Aber da traut man sich noch
nicht ran! Ist doch die Tabak-
steuer unverzichtbar!

Albert Henkel, Wehrheim


